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Boten-s Danziger Ehauce
Jn der Rede, die der Danziger Senatspräsident G r e ise r am 4. Juli d. J. in Genf

gehalten hat, ist zunächstnur die eine, vollauf berechtigte-Forderung aufgestellt worden,
daß die unverschämten Einmischungsmethoden des derzeitigen
Völkerbundskommissars endlich eingestellt werden; und es ist in

ihr mit der gebotenen Deutlichkeit festgestellt worden, d aß S e a n L e st e r a l s

Beauftragter der Genfer Institution und als Schutzpatron der

st a a t s f e i n d lich e n O p p o si t i o n für die politischen Ausschreitungen der letzten
Zeit, der drei Danziger Nationalsozialisten zum Opfer gefallen sind, d i e mo ra lisch e

V e r a n t w o r t u n g t r ä g t. Worauf es ankommt, hat Senatspräsident Greiser am

6.Juli noch einmal erläutert: «Sollten in Zukunft noch einmal rein inner-

politische Vorgänge vor dem Forum des Völkerbundes erörtert

werden, so wird die Freie Stadt Danzig es ablehnen, an einer

solchen Diskussion teilzunehmen. Bei allen anderen Angelegenheiten, die
die

dFreieStadt interessieren, wird sie jede Möglichkeit wahrnehmen, eingeschaltet zu
wer en.«

Die Weigerung der Danziger Regierung, in Zukunft noch einmal von irgendeinem
aufdringlichen Sendling volks- und siaatsfremder Jnstanzen in ihre innerstaatlichen Ange-
legenheiten hineinreden zu lassen, ist unwiderruflich. Damit wird sich der Völkerbund,
wenn auch nicht heute, so doch morgen, ebenso abfinden müssen, wie er seiner Zeit die

entsprechende Aufkündigungder polnischen Mitarbeit an der Durchführung des Minder-

heitenschutzabkommensvon 1919 geschluckt hat. Hierzu ist an sich eine Revision des

Danzi er Statuts nicht nötig. Denn das Recht, als Garant der Danziger Verfassung
der Regierungder Freien Stadt in innerpolitischen Angelegenheiten Vorschriften zu

machen, hat der Völkerbund erst auf Grund einer willkürlichen Aus-

leg u n g d e s S tatus für in Anspruch genommen. Er hat auf diese Weise eine

Lage geschaffen, gegen deren unerträglichenFolgen jede auf die Wahrung ihrer
Autorität bedachte Regierungganz entschieden zur Wehr setzenmuß.

Das hat Senatspräsident Greiser getan. Vom Völkerbundsrat aber ist s e l b st
diese minimale Forderung des Danziger Regierungschefs in

v e r l e tz e n d e r F o r m a b g e l e h nt worden. Qstentativ haben die Mitglieder des
Rates Sean Lester ihres uneingeschränktenVertrauens versichert, —- ein Vorgang, den

man nicht anders als eine geschmackloseDemonstration gegen das primitivste Selbst-
bestimmungsrecht des Danziger Deutschtums ansprechen kann. Es ist zu bemerken, daß
hierbei auch der polnische Außenminister durch ein spezielles Lob für Sean

Lester mitgewirkt hat. Man ist sich in Genf also wieder einmal einig gegen Danzig
gewesen. Es ist aber wohl klar, daß eine Angelegenheit, an der auch Deutschla nd

sehr stark interessiert ist, heute nicht mehr durch irgendeinen Genfer Beschluß so einfach
bei Seite gelegt werden kann. Die Rückkehr Sean Lesters nach Danzig scheint geradezu
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die Gewähr dafür zu bieten, daß es zu keiner Normalisierung des Verhältnisses zwischen
Danzig und dem Völkerbund kommt.

Das aber hat zur notwendigen Folge, daß über kurz oder lang die weitergehenden
Vorschläge des Senatspräsidenten, die auf ein e g r ü n d l i ch e R e v i s i o n o d e r

gar völlige Beseitigung des Danziger Statutes abzielen, doch ernst-
lich zur Diskussion gestellt werden müssen. Es liegt dabei nahe, d aß der Völker-
bund in einem solchen Falle die polnische Regierung mit der

,,Wahrnehmung seiner Interessen« in Danzig beauftragt. Er
hat schon im Januar dieses Jahres einen ersten Schritt in dieser Richtung getan,
indem er damals die Hoffnung aussprach, daß sich die vpolnische Regierung bereit
halten werde, dem Völkerbundskommissar im Bedarfsfalle bei der Durchführung der

Ratsbeschlüssebehilflich zu sein. Der Auftrag, den Oberst Berk dieses Mal vom Völker-
bund entgegengenommen hat, bezieht sich v o r e r st nur auf den sogen. K r e u z e r -

k o n f l i kt, in dem sich der polnische Außenministerzur diplomatischen Vermittlung
zwischen der Reichsregierung und dem Völkerbundskommissarbereit erklärt hat. Die

ausgesprochen unfreundliche Gesinnung aber, die die pol-
nische Presse Danzig gegenüber in seinem Konflikt mit dem
Völkerbund an den Tag gelegt hat, macht es in hohem Maße
wahrscheinlich, daß sich die polnische Regierung auch jeden
anderen Auftrages mit Eifer annehmen wird. Sie wird das tun nicht etwa

aus ,,Treue« zum Völkerbund, dessen Meinung ihr in anderen Fällen höchstgleichgültig
ist, sondern weil sie in jedem Zerwürfnis zwischen der Freien Stadt und der Genfer
Institution e i n e C h a n r e fü r P o l e n erblickt, dessen Wille zur völligen Eingliede-
rung Danzigs in die Warschauer Machtsphäre durch den Gewaltverzichtspakt mit dem

Deutschen Reiche nicht im geringsten berührt und dessen Geltungsbedürfnis durch die

verschiedenen Vereinbarungen über die wirtschaftlichen und volkspolitischen Rechte der

Polen in Danzig noch lange nicht zufrieden gestellt worden ist.
Es verdient hervorgehoben zu werden, daß die polnische Presse aller Schattierungen

mit einer in anderen Fragen selten zu erzielenden Einmütigkeitfür eine Erw eite-

rung der polnischen »theitsrechte« über Danzig eingesetzthat.
Unterschiede hat es in den polnischen Pressekommentaren nicht in der grundsätzlichen
Einstellung zu Danzig, sondern nur in der Formulierung der Forderungen gegeben. Am

unverblümtesten ist die polnische Auffassung der Danziger Frage natürlich wieder
in der nationaldemokratischen Presse zum Ausdruck gekommen. Die der Regierung-
nahestehenden Blätter haben weniger kraß, aber im Prinzip doch in dem gleichen·
Sinne geäußert. So hat der ,,Expreß Poranny« geschrieben: D i e R e ch te , d i e

Polen gegenwärtig in Danzig besitze, seien »das Minimum

dessen, was es dort zu beanspruchen habe«. Wenn irgend eine Aenderung
des Statuts der Freien Stadt stattfinden sollte, so müßte sie sich »in d er Richtung
einer stärkeren Verbindung Danzigs mit« Polen« vollziehen.
Durch die gegenwärtige Regelung heißt es dann weiter, seien die polnischen Rechte in

Danzig nicht genügendsicher gestellt: Die Selbständigkeitder D a n z i g e r W ä h r u n g
sei »ein Hindernis für die Zusammenarbeit Danzigs mit Polen«; die Sicherheit
der Polen in Danzig sei ,,nicht ausreichend verbürgt" Auch in dem offiziellen
Organ des polnischen Außenministers,der ,,Polska Jnformacja Polityczna« kehrt die

Feststellung wieder, daß Polen im Falle einer Aenderung des Danziger Statuts eine

Reihe von Forderungen in den Fragen anmelden müsse, deren

gegenwärtige Regelung den Jnterefsen des polnischen Staates

nicht genüge. Ebenso heißt es in der halbamtlichen Mitteilung über die Unter-

redung des diplomatischen Vertreters Polens mit dem Danziger Senatspräsidenten, daß
Polen kein grundsätzlicherGegner einer Revision der Beziehungen Danzigs zum Völker-

bund sei, daß es aber, falls es zu einer solchen Revision kommen sollte, a n st e lle d er-

jenigen Garantien, die dann nicht mehr durch den Völkerbund

wahrgenommen werden könnten, neue und erweiterte Garan-
tien für sich beanspruchen müsse.

Diese Mitteilung ist interessant. Sie bedeutet, daß Polen bereit ist, im Austrag des
Völkerbundes mit der Freien Stadt zu verhandeln, daß es u. U. auch nichts dagegen hat,
wenn die bisherigen Bindungen der Freien Stadt an den Völkerbund abgeschafft werden,
daß es aber — und das ist der springende Punkt — darauf spekuliert, daß es selber in

diejenigen Rechte eingesetzt wird, die bisher dem Völkerbund zustehen oder die dieser
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sich der Freien Stadt gegenüber in willkürlicherAuslegung des Statuts angemaßt hat.
Das heißt: Polen möchte das Danziger Erbe des Völkerbundes
antreten. Es möchte das »Protektorat« über die Freie Stadt übernehmen. Es
möchte sich in einem Falle, in dem es selber Partei ist, die Rolle
des Richters zuschieben lassen.

Es ist klar, daß die Danziger Angelegenheit durch ein solches Verfahren einer

befriedigenden Lösung nicht zugeführt werden könnte. Jm ,,Völkischen Beobachter-«
ist sehr richtig festgestelltworden, d aß d i e D a n z i g e r F r a g e nach dem Beweis der

Untauglichkeit des Versailler Systems, dem Frieden zu dienen, nicht mehr in die

Weltpolitik, sondern höchstens in eine deutsch-polnische Aus-
sp r a ch e g e h ö r t. Für Deutschland kann ein Auftreten Polens in der Danziger Frage
nur dann tragbar erscheinen, wenn dieses nicht als Beauftragter des Völkerbundes auf-
tritt, sondern frei von seinen Genfer Bindungen mit Deutsch-
land an einenVerhandlungstisch setzt. Es ist von Danziger Seite schon
oft und noch einmal im Zusammenhang mit dem Genfer Konflikt in bindender Form
zugesagt worden, daß die Lage des polnischen Volkssplitters und die wirtschaftlichen
Belange Polens in Danzig von allen Aenderungen, die etwa im Verhältnis Danzigs
zum Völkerbund einstellen sollten, unberührt bleiben. Polen kann sicher sein, daß diese
von der nationalsozialistischen Regierung der Freien Stadt gegebene Zusage auch von der

Regierung des Deutschen Reiches als gegeben anerkannt wird. Polens Danziger Chanre
liegt in der Garantie seiner Danziger Belange durch Deutschland. Dr.:K.

Die Bauern marschieren
Jn einer Reihe politischer Massenkundgebungenhat die zum herrschenden Regierungs-

system in Opposition stehende Volks p a r t ei im Laufe der letzten Monate ihre Macht
demonstriert. Das Schwergewicht dieser Partei liegt in We st- u nd Mittel-

galizien und in den südlichen Teilen Kongreßpolens. Die Partei hat
ihre Anhänger straff in der Hand. Sie ist, trotzdem sie seit dem Maiumsturz von 1926

keinen Anteil mehr An der Führung des Staates besitzt, ein Faktor, von dem man

annehmen kann, daß er eines Tages wieder eine Rolle im staatlichen Leben Polens zu
spielen bestimmt ist. Sie ist die Partei der polnischen Bauern, und die polnischen
Bauern, die zwei Drittel des polnischen Volkes ausmachen, sind die Grundlagen
des polnischen Staates. Das sind Dinge, die in ihrer politischen Bedeutung
auch von den maßgebendenMännern des Regierungslagers anerkannt werden. Der pol-
nische Staat ist nur sicher im Volke verwurzelt, wenn er auf die Bauern nicht nur

biologisch, sondern auch politisch aufbaut. Das gibt der Volkspartei gegenüber dem

Regierungslager eine im Vergleich zur Nationaldemokratischen und zur Sozialistischen
Partei verhältnismäßig starke Position, eine Position, die mit bäuerlicherHartnäckigkeit
und diplomatischer Geschirktheitvon dem Parteiführer, dem ehemaligen Sejmmarschall
R ataj, ausgenutzt wird. Diese Position ist um so stärker, als die Partei trotz ihrer
radikaler gewordenen Einstellung vom Regierungslager im Grunde als staatsbejahend
und patriotisch anerkannt werden muß.

Der Ursprung der Volkspartei liegt in Galizien· Dort wurde vor dem

Kriege von dem Großbauern Win renty Wito s eine Bauernpartei ins Leben

gerufen, die nach P i a st , dem sagenhaften Stammvater des ersten über die polnischen
Stämme herrschenden Fürstengeschlechtes,benannte. Die Führer dieser Partei sind immer

Bauern gewesen, im Gegensatz zu einigen anderen bäuerlichen Gruppen, die nach der

Errichtung des polnischen Staates vor allem in Kongreßpolen entstanden und teilweise
von städtischerIntelligenz geführt wurden. J n d e n e r st e n J a h r e n n a ch d e m

K r i ege spielten die verschiedenen Bauernparteien — trotz starker Unterschiede ii1 ihrer
politischen Haltung — im öffentlichenLeben Polens eine beträchtlicheRolle. Die stärkste
und nach rechts tendierende Gruppe war die ,,Piast«, deren Führer, Witos, dreimal

Ministerpräsident war. Witos war es auch, der im Mai i 9 26 Regierungschef war,
als NTarschall Pilsudski gegen Warschau marschierte. Der Nkaiumsturz wurde zunächj
von einer Reihe mehr links eingestellter bäuerlicherGruppen mit unterstützt. Diese zogen

sich aber, ebenso wie die Sozialisten, sehr bald enttäuschtvon dem neuen Regierungslager
zurück,als dieses Anlehnung bei den großgrundbesitzendenKonservativen suchte und fand.
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Die Wirtschaftspolitik der Nachmairegierungen stand im Zeichen
der Jndustrieförderung. Die Fortführungder Siedlungsaktion wurde von den in agra-
rischen Dingen maßgebendengroßgrundbesitzendenKreisen gebremst. Die agrarpolitischen
Maßnahmen kamen, wie vor allem die Exportprämien und die Preisstützungsaktionem
in erster Linie der Getreideerzeugungdes Großgrundbesitzeszugute. Die Preisschere öffnete
sich. Das Dorf verarmte. Die Verelendung der Bauern drohte
zu einer politischen Katastrophe zu führen. Die Bauern standen bei
aller Verehrung, die sie der Person des Marschalls entgegenbrachten, zum herrschenden
Negierungssystem in erbitterter Opposition. Jn diese Zeit des rasch fortschreitenden
Niederganges der bäuerlichen Wirtschaft fiel der Versuch eines gefchlossenen Angriffs
der Opposition auf das Negime; 1930 schlossen sich verschiedene Bauern-

p a r te i e n zu r V o l k s p a r te i zufammen. Zu deren Führer wurde wieder Witos

gewählt. Es kam zu einer politischen Zusammenarbeit mit den Sozialisten, zum Krakauer

Kongreß des »Zentrolew«. Die Entwicklung schien auf eine gewaltsame Rückkehr der

Opposition in die Macht hinzudrängen. Aber es kam nicht so weit. Die Opposition-s-
führer wurden in Brest Litowsk eingesperrt und in einem rigoros durchgeführten
Prozeß zu Freiheitsstrafen verurteilt. Als sie die Strafen verbüßen sollten, gingen sie
z. T. ins Ausland, unter ihnen Witos und einige andere maßgebende Führer der

Bauernpartei. Mit der politi chen Aktivität dieser Partei war es nach diesem Zusammen-
bruch vorerst vorbei. Das egierungslager erneuerte mehrfach seine Versuche, einzelne
führendeMitglieder der Partei zu sich herüber zu ziehen. Diese Versuche hatten Erfolg.
Aber die Partei war auf diese Art nicht zu erschüttern;denn die B a u e r n le i st e t e n

den Sezessionisten keine Gefolgschaft.
N a ch d e m T o d e d e s M a r s ch a l l s begann für die oppositionellen Parteien eine

Zeit verstärkter Aktivität. Auch die Volkspartei ging erneut zum Angriff über. Aus der

Opposition heraus erzwangen die Bauern, die· sich zusehends radikaleren Jdeen zuwandten,
einen Kurswechsel in der Agrarpolitik· Die landwirtschaftliche Ent-

s ch u l d u n g wurde unter besonderer Berücksichtigungdes Kleinbesitzesweiter entwickelt;
die A u s f u h r f ö r d e r u n g stellte sich allmählich auch auf die Erzeugnisse der Vieh-
zucht um und kam dadurch in verstärktemMaße auch den Bauern zugute. Die Frage
einer beschleunigten Aufteilung des Großgrundbesitzes wurde wieder akut.

Der aus dem bäuerlichen Lager hervorgegangene Poniatows ki wurde Landwirt-

schaftsminister. Und nach den amtlichen Feststellungen begann sich die wirtschaftliche
Lage der Landwirtfchaft langsam zu heben. Der Bauer freilich merkte davon nur

sehr wenig.
Die wachsende Unzufriedenheit des Dorfes äußerte sich in einer p o l i t i s ch e n-

N a d i k a l i s i e r un g n a ch l i n k s. Die Volkspartei verstand es, sichdiese aktivistischen
Strömungen, von der namentlich d i e j u n g b ä u e r lich e n K r e i s e erfaßt wurden,
zunutze zu machen. Sie paßte ihre wirtschaftlichen und politischen Forderungen den

sich verschärfenden sozialen Stimmungen an, wie sie auch den zunehmenden a nti-

fe m i t isch e n Regungen des Dorfes in mancher Hinsicht Rechnung zu tragen versuchte.
Jhre Grundlage in den bäuerlichen Massen befestigte und heute ist sie zweifellos
diejenige Gruppe in Polen, die die größten Massen zu politischen Demonstrationen
aufzubieten vermag. ,

Das Negierungslager scheint einer Zusammenarbeit mit der Volkspartei nicht grund-
sätzlichablehnend gegenüber zu stehen. Und die Partei selber erhebt immer lauter den

Ruf nach Beteiligung an der Führung des Staates. Aber es ist noch
nicht abzusehen, ob und in welcher Form es zu einer Zufammenarbeit der Regierung mit

der Volkspartei kommt. Die Partei lehnt das herrschende Negime
e i n d e u t i g a b. Sie verlangt auf politischem Gebiet eine grundlegende N e f o r m

des Wahlrechtes; sie fordert eine Redemokratisierung des staat-
l i ch e n L e b e n s , die Durchführung von N e u w a h le n auf der Grundlage der alten

Parteien. Sie übt scharfe Kritik an der »deutschfreundlichen« Außer--
p o l i t i k d e s O b e r st e n B e ck und verlangt eine Wiedereinschaltung Polens in das

französischeBündnissystem. Mit den N a t i o n a l d e m o k r a te n verbindet sie ihre
gemäßigt antisemitische Haltung und ihre klerikale Tendenz. Mit den Sozialisten
hat sie ihre demokratischen Jdeen gemein.

Von diesen Gesichtspunkten aus muß man ein Ereignis betrachten, das vor kurzem
in einem kleinen galizischen Dorf im Bezirke Przeworsk abgespielt hat. Dort, in

N o w osie l c e , wurde zu Ehren eines polnischen Bauern, der vor einigen Jahr-
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hunderten an der Spitze seiner Dorfgenossen einen tatarischen Einfall abgewehrt hatte,
in feierlicher Form ein Erdhügel aufgeschüttet.Zu der Kundgebung, an der etwa 150 000
B a u e r n teilnahmen, waren auch Abteilungen der Wehrmacht und die Spitzen der
Armee mit dem Generalinspekteur Rydz- Smigly erschienen. An diesen wandte sich
einer der Führer der Volkspartei in einer politisch äußerst interessanten und bezeichnenden

.Rede: »Wir sind uns heute«, so sagte er, »unserer Pflichten dem Staate gegenüber
bewußt. . Doch als Miteigentümerdes Staates haben wir n ich t n u r d a s R e ch t ,

sondern auch die Pflicht, darüber mit zu entscheiden, wie dieser
Staat beschaffen seinund welche Wege er einschlagen soll. Wir

haben die Pflicht, zu rufen, daß die Zurückdrängungder Bauernmassen von der ange-
messenen Teilnahme an den politischen Angelegenheiten und die Entziehung der politischen
Rechte sich im Staatsleben gerade dann gefährlich auswirken können, wenn die Opfer-
willigkeit der Bauern, ihr Blut und ihr Leben, verlangt wird. Wir wollen die Teil-
nahme der Armee an dieser Feier zu Ehren des Bauernhelden Michael Pyrz als eine

Verheißung hinnehmen, daß ein besseres Verständnis als bis-

her für die Dinge Platz greifen wird, die die Masse der Bauern

begehrt." Und der Redner schloß mit dem Rufe: »Es lebe die polnische Nepublikl
Es lebe die starke polnische Armee! Es lebe die Volkspartei! W i r v e r la n g e n d i e

Rückkehr Wicenty Witos, und seiner Genossen!«
Dann wurden dem Generalinspekteur die schriftlich formulierten F o r d e r u n g e n

der Vo l ksp a r t ei überreicht. Die Partei hat durch diesen wohlberechneten Schach-
zug ihre Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit dem heute stärkstenFaktor des öffentlichen
Lebens in Polen, dem General Rydz-Smigly, zum Ausdruck gebracht, zugleich aber die

Bedingungen unterbreitet, von deren Erfüllung sie ihre Mitarbeit abhängig zu machen

gedenkt
Man erwartet, daß Rydz-Smigly gelegentlich der nächsten Tagung des

e g i o n ä r v e r b a n d e s , die im August stattfinden wird, auf die Demonstration von

Nowosielre antworten wird. Die B a u e r n m a r s chi e r e n.

Polen und der Randstaaienbiock
Jm R i g a e r P a k t v o n i 9 3 4 haben Estland, Lettland und Litauen eine engere

Zusammenarbeit auf außenpolitischemGebiet herzustellen versucht. Es hat seitdem vier

Konserenzen der ,,baltischen«Außenministergegeben. Jn der A e h n l i ch k e i t d e r

geographischen Lage und in der annähernden Gleichwertigkeit nach
Flächenausdehnung und Bevölkerungszahl sind gewisse äußere Vor-
aussetzungen für eine gemeinsame Außenpolitikdieser am Rande raumweiter Großmächte
gelegenen Kleinstaaten gegeben, deren Bestand weniger auf der eigenen Kraft, als auf der

Konkurrenz der größerenNachbarn beruht. Man wird feststellen können, daß die Frage
einer Entente oder auch einer Union der Randstaaten eine Angelegenheit ist, die nicht allein
die Politiker der drei unmittelbar beteiligten Länder beschäftigt. Doch ist die Ge m e i n -

samkeit zwischen Reval, Riga und Kauen bisher nur so weit gediehen,
daß sie zu einem einigermaßengeschlossenen Auftreten in g ew isse n politisch e n

P r i n z i p i e n f r a g e n ausreicht. Das heißt: die drei Staaten sind im wesent-
lichen einig darüber, daß »der Friede nicht geteilt«werden soll, daß «nichts über sie ohne
sie« bestimmt werden soll, und daß der, der zu schwach zur Selbstverteidigung ist, durch
ein »System der kollektiven Sicherheit« geschütztwerden soll. Darüber aber, wie diese
gemeinsam anerkannten Prinzipien in die Praxis umgesetzt werden sollen, gehen die

Meinungen der drei Regierungen noch weit auseinander-.

Die »Zusammenarbeit«der Außenminisierhat an der Tatsache noch nichts geändert,
daß jeder der drei Randstaaten seine eigene außenpolitische
D rientier u n g verfolgt und seine besonderen Freundschaften pflegt, die sich mit den

Absichten und Interessen der beiden anderen zumeist nicht vereinbaren lassen. Vor allem

geht E st l and seine eigenen Wege. Es ist zwar der nach Fläche und Volkszahl kleinste
der drei baltischen Staaten. Aber es hat vor den beiden andern das eine voraus, daß es

in seiner Außenpolitikvon einer verhältnismäßiggesunden innerpolitischen Grundlage aus-

gehen kann. Während in Lettland und Litauen d e r b o l s ch e w i st i s ch e E i n f l u ß ,

ohne auf einen wirklich wirksamen Widerstand der herrschenden Schichten zu stoßen,auf
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breiter Front vordringt, hat in Estland der gesunde politische Jnstinkt der Bevölkerung
diese Gefahr überwunden. Als ein Staat, der kaum 10 v. fremdvölkischerEinwohner
hat, ist Estland im wesentlichen von den volkspolitischen Belastungen frei,
denen Lettland z. B. durch das lettgallische Problem und Litauen u. a. durch die Memel-

frage ausgesetzt sind. Jn völkischerBeziehung steht Estland den mit einander verwandten
Letten und Litauern fern; seine verwandtschaftlichen Beziehungen ver-

weisen es auf die nördlichbenachbarten Finnen. Der einzige Gegner, den es fürchtet, ist
Moskau, das schon einmal im Nevaler Kommunistenputsch von 1926 die Grundlagen der

estländischenSelbständigkeitzu erschütternversucht hat. Es ist daher sein verständlicher
Wunsch, Anlehnung bei all d e n Staaten zu finden, die als Nachbarn der Sowjetunion
eine gemeinsame Abwehr der Moskauer Westpolitik für erforderlich halten. So steht
Estland den skandinavischen Neutralen, zu denen ja auch Finnland gehört, näher als

seine ,,baltischen Freunde« und es steht se i n e m P a k t g e n o sse n L i t a u e n ferner
als d e m p o l n isch e n S t a a t. Während es aber mit seiner Befürwortung einer

Anlehnung der Randstaatengruppe an die Gruppe der nordischen Staaten bei diesen auf
eine gewisse Zurückhaltung stößt, findet es mit seiner Forderung einer Erweiterung des

Nandstaatenblockes nach Süden die uneingeschränkteZustimmung Polens-
Der estländische Außenminister Dr. Akel hat sich bei seinem Amts-

antritt am 25. Juni d. J. ausdrücklich zu einer engeren Zusammenarbeit mit Polen
bekannt: »Schon zu Beginn des Jahres 4922 ist zwischen Finnland, Estlnnd, Lettland und

Polen das sogen. W a r s ch a u e r A b k o m m e n abgeschlossen worden, das aus von

uns unabhängigen Gründen nicht in Kraft getreten ist. Das Gefühl der Freundschaft
dem polnischen Volk gegenüber ist bei uns von Jahr zu Jahr gewachsen und reale

Erwägungen sprechen dafür, daß die auf die Sicherung des Friedens hinzielende Zu-
sammenarbeit mit Polen zu einer Hebung des politischen Gewichts der baltischen Staaten

führen muß. Aus diesen Gründen wünschen wir eine Ausdehnung
der Zusammenarbeit der baltischen Staaten auch auf Polen.«
Es versteht von selbst, daß ein derartiger Gedanke von Litauen mit voller
E n tschi e d e n h e i t a b g e l e h n t wird. Eine gemeinsame Außenpolitik wird von

litauischer Seite nur zwischen den drei Randstaaten für möglichgehalten; die Vereinigung
der Wilnafrage, »die Wiedergutmachung des dem litauischen Volk von Polen zugefügten
Unrechts«, wird als die unerläßlicheVoraussetzung für die Zustimmung Litauens zu
einer Einbeziehung Polens in den Kreis der baltischen Staaten bezeichnet.

Estland und Litauen sind gewissermaßen die politischen
Gegenspieler innerhalb des Nandstaatenblockes. Beide Staaten

gehen von entgegengesetzten Gesichtspunkten an die praktische Verwirklichung der von

ihnen gemeinsam anerkannten Prinzipienfragen heran. Estland will mit polnischer
Hilfe vor der Bedrohung durch die Sowjetunion schützen,und Litauen sucht bei derselben-
Macht Schutz vor der polnischen Drohung. Der eine sieht im Freund des
a n d er n se i n en Fe i n d. Das ist ein Zustand, durch den u. U. der ganze Rand-

staatenblork in Frage gestellt werden kann. Denn es ist sehr wahrscheinlich, daß im Falle
eines Fortdauerns der anormalen Verhältnisse an der litauisch-polnischen Grenze die
von Estland erstrebte Einbeziehung Polens in die Zusammen-
arbeit der ,,baltischen« Staaten mit dem Verzicht auf eine Ver-

wirklichung des Randstaatenblorkes erkauft werden muß. Es hat den

Anschein, daß die führendenKreise Estlands mit diesem Gedanken bereits vertraut

gemacht haben. Es verdient jedenfalls festgehalten zu werden, daß General Lai-
doner in seiner Rede, die er aus Anlaß des polnischen Nationalfeiertages am 3.Mai

dieses Jahres in Neval gehalten hat, ziemlich deutlich von Litauen abge-
rückt ist und zugleich in sehr bestimmter Form festgestellt hat, daß Estland Polen
»mit vollem Vertrauen« zuwende-

Diese polenfreundliche Einstellung ist zu verstehen. Aber es scheint, daß man sich die

Folgerungen, die aus einer solchen Einstellung ergeben, in Estland noch nicht völlig
klar gemacht hat. Auf der einen Seite wünscht man ,,eine Ausdehnung der Zusammen-
arbeit der baltischen Staaten auf Polen«; auf der anderen Seite aber verkündet man die

,,baltische Neutralität« als ein Hauptziel der AußenpolitikEstlands. Man wird jedoch
zugeben müssen, daß sich beides nur schwer mit einander vereinbaren läßt. Denn ein

Kleinstaattwie Estland gibt dadurch, daß er an einen der größeren Staaten besonders
eng bindet, jene Ungebundenheit preis, die notwendig ist, um ihn durch einen gemeinsamen
Akt der Großmächte zu neutralisieren. NIit einer engeren Bindung an Polen
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wird Estland in allen Streitfragen, die Polen durchkåmpft,
Partei. Es hat vielleicht Aussicht, von den Erfolgen der polnischen Politik zu
profitieren; aber es setzt sich bestimmt auch der Gefahr aus, das Opfer von Miß-
erfolgen der Politik seines größeren Freundes zu werden. Polens Vordringen
ins cBaltikum bedeutetdas Ende des Gedankens einer baltischen
Neutralität. Man sollte das in Estland genau überlegen. Dr..K.

Vom Deutschium in Polen
sVor einiger Zeit hielt ein Mitglied der Jungdeutschen Partei, Bruno Schuh-Woll-

stein, in Kattowitz einen Vortrag über die wirtschaftlichen Lebensgrundlagen des Deutschtutns
in Polen. Es ist nach all den unangenehmen Dingen, die sich während der letzten Jahre in

den Reihen des Deutfchtums in Polen ahgespielt haben, ein erfreuliches Zeichen, daß der Wort-

laut dieses Vortrages auch in einein Teil der nicht im jungdeutschen Lager stehenden deutschen
Presse Polens veröffentlicht wurde. Bruno Schulz hat in seinem Vortrag Ausführungen über
die Notwendigkeiten der geistigen Grundhaltung der deutschen Volksgruppe in Polen gemacht,
die es verdienen, festgehalten zu werden. Er führte zu diesem Thema u.a. folgendes aus:

U n f e r V o l k hat bei feinen mehr als 100 Millionen Angehörigend e n v e r -

hältnismäßig kleinsten Lebensraum unter allen Völkern der
Welt. Auch wir Deutsche in Polen dürfen an dieser harten Erkenntnis nicht vorüber-

glchem
das fällt uns freilich sehr schwer, weil wir die jüngste deutsche Minderheit im

uslande sind. Viele wollen heute noch nicht begreifen, daß darin nicht nur unser
Schicksal, sondern auch unsere Aufgabe liegt. Wir müssen endlich von

der Notwendigkeit durchdrungen sein, a u f e i g e n e n F ü ß e n zu st e h e n. Voraus-
setzung dafür ist aber: die Erkenntnis unserer Lage und der Wille, auf der gegebenen
Grundlage zu arbeiten und unser Haus zu errichten. D i e se s H a u s w i r d fr e i l i ch
kein Steinpalast, sondern ein sehr einfaches Kolonistenhaus
se i n. Aber Zähigkeit und Sparsamkeit können es von Jahr zu Jahr wohnlicher machen.
Freilich: wer Kolonist sein will, darf nicht mit der Heimat, mit

D e u t s ch l a n d ,
v e r g l e i ch e n. Er darf nicht als verloren vorkommen, sondern

er muß im Kolonistendasein seine Aufgabe erblicken, die er mit dem Einsatz aller seiner
Kräfte und wuf lange Sicht zu bewältigenhat. Und er muß wissen, daß er sich auf
seinen Nachbarn verlassen kann. Die alte Heimat ist uns nahe, wir können zu viel

vergleichen, und wir Aelteren vergleichen auch noch mit dem, was in der Vergangenheit
war. Die seelische Leistung der inneren Umstellung auf die aus-

landsdeutsche Aufgabe ist die schwerste, aber auch die unerläß-
lichste Voraussetzung für die wirtschaftliche Aufbauarbeit. Jn
der Schaffung dieser Voraussetzungliegt für uns die Aufgabe des völkischenSozialismus.
Wer nicht völkisch, sondern nationalstaatlich denkt, der schafft
es nicht, der wird nur in Deutschland wohl fühlen und nur dort seine Aufgabe
sehen. Wer aber weiß, daß der Nationalsozialismus gerade von der Jdee des Volkes

ausgeht, der darf nicht zögern, im Kampf für das Leben seines Volkes die Stellung zu

beziehen, die ihm zugeteilt wird, mag diese Stellung auch schwer zu halten und unbequem
sein. Das Bewußtsein, seinem Volke zu dienen, muß ihm Kraft und Begeisterung für
seine Aufgabe geben. Wenn der Nationalsozialismus vom Fronterlebnis ausgeht, so ist
Frontgesinnung am meisten notwendig für die, die in ihres Volkes vor-

derster Front, d. h. fern vom Mutterland als Bürger fremder
Staaten um ihr Dasein kämpfen. Wem das als Phrase erscheint, der hat
Ucch nichts vom völkischenSozialismus begriffen und der ist auch nicht fähig, am Aufbau
seiner Volksgruppe mittätig zu sein. Denn ohne diese Jdee wären alle Opfer, die wir

vom Einzelnen fordern, sinnlos und zwecklos. Und es wäre für jeden das Klügste, wenn

er dahin zurückzöge,wo seinem Daseinskampf der geringste Widerstand droht, d.h.
in der Etappe der Heimat. Passive Deutsche, Zuschauer in unserem Kampf, können wir

nicht brauchen; sie demoralisieren und müssen als Deutsche abgestoßenwerden. Schluß
mit dem ,,Uns treiben lassen!« Alle Mann an die Arbeit! Halten, was noch
zu halten ist und im übrigen neue Stellungen beziehen, die

gehalten werden können — aber nicht drüben in Deutschland, sondern hier im Lande!
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Die Tfchechei:Bot-but des Botfchewismus
Das Bündnissystem der Tschechoslowakeiruht auf drei Pfeilern: Frankreich, Kleine

Entente und Rußland. Ein Blick auf die Karte genügt, um festzustellen, welch wichtige
Rolle die Tschechoslowakei insbesondere im Paktdreieck Paris-Prag—Moskau spielt.
Sie ist ein Brückenpfeiler. Prag liegt in der Mitte Europas. Die Kleine Entente hat
mit Deutschland unmittelbar nichts zu tun. D a s P a k t sy st e m P r a g

— P a r i s —

M o s k a u , vor allem aber jenes Prag—Moskau, stellt jedoch e i n e u n mit t e l -

bare Bedrohung des Reiches und ganz Mitteleuropas dar, das mili-

tärisch wie weltanschaulich in die Zange genommen wird. Man wird an die Hussiten-
und Türkenkriegeerinnert. Heute ist die Gefahr nicht geringer: Gegen das Deutsche
Reich haben die Ideen der französischen Revolution, der Gegen-
reformati·on, des Hussitentums und des Bolschewismus erhoben.

Jm Leben der Völker spielen nicht nur nüchterne Erwägungen,sondern auch Gefühle
eine Rolle. Diese weitaus mehr, da sie rassisch bedingt und daher nahezu unwandelbar

sind. Der Tscheche muß als Hussit begriffen werden. Hierin liegt
eine gewisse Geistes- und Gefühlsverwandtschaft mit dem Bol-

sch e w i s m u s· Das Hussitentum war keine aufbauende, sondern eine zerstörendeKraft.
Er muß auch als Panslawist begriffen werden. Rußland ist und bleibt

für ihn das »slawischeMütterchen«, möge es sich auch nicht mehr im Prunkkleid der

Zaren, sondern in der roten Toga der kommunistischenWeltverbesserer präsentieren. Er

muß schließlich als Feind des Deutschen begriffen werden. Das

ist der Sinn, den das tschechischeVolk selbst seiner Geschichtegibt. Darum hält man in

der Tschechei gegenwärtig nicht mehr viel von den Przemysliden, welche im mittel-

alterlichen Reiche mit einer Teilselbständigkeitbegnügten, sondern pflegt lieber die Erinne-

rung an die ,,glanzvolle«Hussitenzeit, d.h. die offene Empörung und Feindschaft gegen
das Reich. Jn diesen Dingen tritt uns der tschechischeVolkscharakter als ein vom

deutschen abweichender entgegen. Aus diesen Gefühlen und aus der Abneigung Frank-
reichs gegen das Reich heraus ist die Tfchechoslowakei entstanden. Sie sollte einerseits
dem Reiche und andererseits Oesterreich, also dem gesamten Deutfchtum Mitteleuropas,
im Nacken sitzen. Das ist das Gesetz, nach dem sie angetreten ist. Und dieses Gesetz
muß sie erfüllen!

Nach ihrer Verfassung und nach allen Aeußerungenihrer verantwortlichen Persön-
lichkeiten ist die tschecho-slowakischeRepublik eine ,,D e m o k r a t i e«. Nach einem

Worte des MinisterpräsidentenDr. Hodza ist sie ein eigener, der dritte europäischeTyp
der Demokratie, der hier zutage tritt. Jn einem gewissen Sinne ist das richtig. Nämlich
Kastengeist herrscht im tschechifchenVolke nicht. Auch heute noch nicht, trotz Jndustriali-"
sierung u.dgl. Das Volk ist im wesentlichen das alte Bauernvolk geblieben,
das es in der Hufsitenzeit war. Von einer Demokratie nach Art der angel-
sächsischenoder auch der französischendarf man in bezug auf die Tschechennicht sprechen.
Es wird sehr genau zwischen Gleichberechtigung und Gleichberechtigung unterschieden.
Wirkliche Gleichberechtigung herrscht nur innerhalb des tsche-
ch i s ch e n V o l k s k ö r p e r s. Gegenüber den sogenannten Minderheiten, also auch
gegenüber dem deutschen Volksteil, aber ist davon keine Rede.

Schon durch ihr bloßes Dasein ist die Tschecho-Slowakei als ein Gegner des Deutschen
Reiches und der in ihm vereinigten Hauptmasse des deutschen Volkes zu werten: Als

Nationalstaat der Tschechen ist es ihre Aufgabe, 372 Millionen einheimischer Deutscher
politisch unter volksfremder Herrschaft zu binden· Daß mit dieser Bindung auch
politische Entrechtung, kulturelle Aushungerung und wirtschaftlich-soziale Verelendung
verbunden sind, ist allgemein bekannt. Das gesamte Deutschtum wird von dieser Tatsache
mitbetroffen, da es damit rechnen muß, daß ein nicht nur an Volkskraft, sondern auch
geistig und wirtschaftlich bedeutender Teil unseres Volkstums dort zugrunde geht und

Staatsgrenze schließlich auch Volksgrenze wird, was die Gefahren-
lage des Deutschen Reiches in Mitteleuropa erhöht. Das S t a a t s v e r t e i d i g u n g s-

ge s etz mit seinen sieben Durchführungsverordnungen,die das ganze Grenzgebiet mitten

im Frieden in Ausnahmezustand versetzen, st e l lt d e n S t u r m a n g r i ff a u f
dieses national anders geartete ,,Grenzgebiet« und auf die

letzten sudetendeutschen Arbeitsplätze dar. Jn dieser Hinsicht bildet es
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die Krönung jenes Enteignungssystems, das nach dem Umsturz mit der Nichtein-
lösung der sKriegsanleihe begann, mit der Bodenenteignung und

Wälderoerstaatlichung, mit den Bahnoerstaatlichungen u. dgl. fort-
gesetztwurde Und dazu führte,daß die Deutschen im öffentlichenDienst anstelle der ihnen
zustehenden 23 v. nur 11 v. an Posten inne haben; und diese nur in den untersten
Kategorien, so daß das Verhältnis eigentlich noch weitaus ungünstiger ist. Das sind
lediglich die wirtschaftlichen Nlaßnahmew Jn dasselbe Gebiet fallen die kultur e l l en

A u s h u n g e r u n g s m e t h o d e n
,

die durch die Sperrung Tausender deutscher Schul-
klassen, durch Zeitungs-, Zeitschriften- und Bücherverbote gekennzeichnet sind und die

Verschweizerung bezw. Tschechoslowakisierungdieses deutschen Volksteils in die Wege
leiten sollen. Alle dieseMaßnahmen haben das eine gemeinsame Ziel: Staatsgrenze und

Volksgrenze ineinanderfließenzu lassen. S i e si n d in n e r p o l i t i s ch e A u s -

wirkungen des tschechischen Hussitentums. Es sind ihnen aber

auch außenpolitische Folgen nicht abzusprechen. Denn es ist für das

Deutschtum Mitteleuropas durchaus nicht gleichgültig,ob tschechischeAngriffslust durch
einen nicht unbedeutenden deutschen Volksteil einigermaßengezügeltwird oder ob sie
frei entfalten kann.

Außenpolitischund militärischbetrachtet stellt das Staatsverteidigungsgesetz die Erklä-

rung des Zustandes der erhöhten Kriegsgefahr, der Vorbereitung für alle Möglichkeiten,
dar. Französische und russische Generalstäbler sind in der Grenzzone,
die nahezu das ganze Siedlungsgebiet der Deutschen, Ungarn und Polen, das halbe der
Slowaken umfaßt, am Werke, dieses Gebiet nicht nur zu einer Festung sondern auch zu
einem Ausfallstor zu machen. Welche Staaten dadurch in Mitleidenschaft gezogen
werden, zeigt ein Blick auf die Karte. Selbst die S l o w a k e n sind beunruhigt, obzwar
sie doch sozusagen zum »Staatsoolk« gehören. Jn einer Eingabe an den Völkerbund hat

.die slowakische Richtung des Dr. Jehlicka (Slowakischer Rat) auf die drohenden
Gefahren hingewiesen. Aber auch im Prager Parlament wurde von der Richtung des

Pater H l i n k a, die trotz ihrer autonomistischen Forderungen auf dem Boden des
- gemeinsamen tschecho-slowakischenStaates steht, ernsten BefürchtungenAusdruck verliehen.
Durch den Pakt Prag—-—Moskausieht auch diese Richtung die Slowakei auf das

Ernsteste bedroht.
Freilich betonen sowohl die Tschecho-Slowakei wie Sowjetrußland, daß ihre gegen-

seitigen Abmachungen »nur dem Frieden dienen«. N u n i st R ä t e r u ß l a n d a b e r

nicht ein Staat wie andere auch. Es ist gleichzeitig Sitz der

Komi.ntern, die Von der russischen Regierung nicht zu unter-

scheiden ist und die kommunistische Weltreoolution als ihre Auf-
g ab e b e t r a ch t e t. Das ist nicht etwa unsere deutsche Auffassung allein. Auch in der

Schweiz ist man sich darüber im Klaren, wie die Rede des Bundesrates INotta vom

id. Juni d.J. beweist, in welcher er die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zu Nuß-
land ablehnte. Jn ganz ähnlichemSinne äußerte am 9. Juli d.J. die Londoner

,,Times«. Obzwar ein slawischer Staat und Angehöriger der Kleinen Entente, lehnt
auch Südslawien bisher die AnerkennungSowjetrußlands ab. Denselben Standpunkt
nehmen in Europa Holland und Portugal und außerhalb Europas sämtliche süd-
amerikanischen Staaten ein. Das gibt zu denken.

Rußland grenzt nicht an das Deutsche Reich und ist auch kein mitteleuropäischer
Staat. Durch den Pakt Prag—Moskau aber ist es mittelbar ein

solch e r g e w o r d e n. Auf dem Wege über Rumänien und die Tschechoslowakei wird

es unmittelbar nach Nlitteleuropa oorgeschoben und damit Nachbar des Reiches, Qester-
reichs und Ungarns. Allein mit seiner ungeheuren militärischenMacht, die das mühsam
ausbalaneierte Gleichgewicht stört, bedroht es Mitteleuropa. Weitaus ernster noch aber

durch seine weltanschauliche Machtstellung als Mittelpunkt und Hort der Jdee einer

kommunistischen Weltreoolution. Während diese asiatische Jdee Europa
bisher nur vom Rande her bedrohte, hat sie nun die Möglich-
keit erhalten, es von der Mitte aus zu bedrohen. Das ist die große
Gefahr, die das Bündnis Prag—Moskau in sich schließt.

Die Tschechen sehen diese Gefahr nicht, wollen sie nicht sehen. Vielleicht, weil

Hussitentum und Bolschewismus einander ähneln· Jhnen dünkt die ,,deutsche Gefahr«,
die ihren Geist verwirrt, die größere. Sie haben eine merkwürdige Geschichtsbetrachtung.
Sie leben in dem ständigen Wahn, daß das deutsche Volk sie
erd r ü cke n w i l l. Die Geschichte könnte sie eines anderen belehren. Gerade jene
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Zeit des frühen Mittelalters, in welcher Böhmen mit dem Reiche verbunden war, hat
Böhmen und die Tschechen nicht erdrückt, sondern erhalten und beider Aufstieg gefördert.
Zuerst unter den Przemysliden und später unter den Luxemburgern. Ein Blick auf das
alte Prag, seinen Hradschin und seine Karlsbrücke könnte jeden Tschecheneines Besseren
belehren, um so mehr, als vor der Karlsbrürke das Denkmal Karls IV. steht, des

Luxemburgers, Königs von Böhmen und Kaisers des RömischenReiches deutscher Nation,
ein Denkmal, das nicht gestürztwurde wie die Denkmäler Kaiser Josefs Il. Aber man

hat unter dem Einfluß des Panslawismus und vielleicht auch aus einem rassischen
Urtrieb heraus in eine Jdeologie verrannt, die alles andere denn geschichtlichbegründet ist
und den reinsten Verfolgungswahn züchtet. Ueberall sieht der Tscheche das drohende
Gespenst des (verbotenen) Hakenkreuzes. Jn allem und jedem sieht er die Hand der

»Hakenkreuzler". Es liegt auf der Hand, daß diese Angstpsychose
vom Bolschewismus weidlich zu seinen Zwecken ausgenützt
wird: Prag ist heute das mitteleuropäische Ausfallstor des

Bolschewismus. Es kann in seinem unbegründetenHaß gegen das Deutschtum
und in seiner ebenso unbegründetenAngst vor diesem sehr leicht in ein Abenteuer verwickelt

werden, das die ärgsten Folgen für ganz Europa nach sich ziehen muß.
Ein Volk kann vom Wahnsinn erfaßt werden und dann eine

Gefahr für andere Völker bilden. Jn dieser Gefahrenlage
befindet sich heute das tschechische Volk. Selbst wenn seine Lenker nicht
die Absicht haben, agressiv zu werden, kann niemand wissen, ob unter dem Einfluß von

Moskau ihnen nicht eines Tages das Heft aus der Hand gleitet. Denken wir an die

Hussitenkriegel Damals wurde das kleine tschechischeVolk zur mitteleuropäischenGefahr.«
Das war vor 500 Jahren. Um so mehr wird es zu einer Gefahr, wenn es mit einer

Macht verbündet ist, deren Hauptkraft in Asien liegt und die von einer Jdee beherrscht
wird, die jener vergleichbar ist, die Unter dem Namen Jslam vor einigen Jahrhunderten
das Herz Europas bedrohte. 1529 und 1683 standen die Türken vor Wien; bis über

das Jahr 1700 hinaus beherrschten sie einen Großteil Ungarns. Es ist kein Wunder,
daß Ungarn heute unwillkürlich an jene Zeit erinnert wird, kein Wunder, daß auch das

deutsche Volk an die Hussiten- und Türkenkriegedenkt. Erregung da, Erregung dort,
und ein neuer Weltbrand kannvor der Türe stehen. Das alles sollte man sich in Prag
um so mehr vor Augen halten, als ja dort Pläne zur Neugestaltung Mitteleuropas
erwogen werden, Man möge in Prag bedenken, daß man mit dem Bolschewismus als

Bundesgenosse Mitteleuropa nicht zu erneuern vermag, nachdem man im Jahre -1918 in

hussitischemGeiste wesentlich zu seiner Zertrümmerungmit beigetragen hat, sondern daß
man es höchstensin ein Chaos stürzen kann. Rudolf J u n g.

Tfchechifche-Freunde« der Lausiiz
Während sich früher nur die tschechischePresse mit der Lausitz beschäftigthat, findet

man seit einer Reihe von Jahren immer häufiger auch in den Zeitungen und Zeitschriften
anderer Länder Artikel, die in einem ausgesprochen deutschfeindlichenSinne mit den

Verhältnissen in der Lausitz befassen. Bei einem Vergleich dieser Artikel fällt auf den

ersten Blick die oft beinahe wörtliche Uebereinstimmung der Formulierungen auf, was die

Vermutung nahelegt, daß sie alle aus der gleichen Quelle stammen. Jmmer wieder heißt
es da, daß die Lausitzer »von den deutschen Nationalisten außerordentlichbedrückt«
werden, daß sie ,,unsäglichunter der deutschen Fremdherrschaft leiden«, und was der-

gleichen Redensarten noch mehr sind. Einige Beispiele sollen aufgeführt werden-

Der ,,Lausitz-wendischeVestnik", (das Mitteilungsblatt der tschechischen,,Gesellschaft
der Freunde der Lausitz«),schrieb am 15. März d.J.: »Die Deutschen ordnen die voll-

ständige ,,Gleichschaltung«der lausitzer Wenden an. . . . Die Verhältnisse in der Lausitz
erreichen einen kritischen Stand. Es geht um die Existenz des slawischen Volkes in

Deutschland. . . . Alle Freunde der Gerechtigkeit und Wahrheit haben nunmehr die

Pflicht, die öffentlicheMeinung der Welt für die Rettung der lausitzer Wenden zu

gewinnen.« Jn der Zeitschrift ,,Bezdez«schrieb der tschechischeProfessor Josef Pata
am 3. Mai d. J.:-,,Die Lausitzer werden vor allem wegen ihrer Beziehungen zu uns (d. h.
den Tschechen) verfolgt. . . . Die Lausitzer drücken sich ängstlich an den Boden, als ob sie
sich vor den einschlagenden Blitzen des deutschen Nationalismus schützenwollten. . . .
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Ueber der Lausitz breitet eine verderbenbringende Dämmerung aus. Es verschwand
alles Licht, es ging die lausitzer Gottessonne unter, ringsumher herrscht Kühle.«

Jn demselben Sinne berichtete vor kurzem die in Paris erscheinende Zeitschrift
;,,L’EntenteFranc0-slave«, die von dem Tschechen W. Darras herausgegeben wird,
über die angebliche ,,Unterdrürkung«der Lausitz. Am 7. Dezember v. J. wurde in der

FranzösischenEthnographischen Gesellschaft an der Pariser Sorbonne unter dem Protek-
torat des Staatsministers Louis Maria, des Vorsitzenden der französischen,,Gesellschaft
der Freunde der Lausitz«,auf Grund des von dem Prager Professor Tochacek übersandten
Materials ein Vortrag über die Lausitzgehalten. Die englischeZeitschrift ,,The Slavonic
and East European Revjew« befaßte sich kürzlichebenfalls mit dem, wie sie es nannte,

»traurigen Schicksal der lausitzer Wenden im heutigen Deutschland«. Sehr bezeichnend
für den Geist, in dem von feindlicher Seite in der lausitzer Angelegenheit gegen Deutschland
gearbeitet wird, ist auch eine Unterredung des Berichterstatters der tschechischenZeitung
,,Nar0dni listy« mit dem Belgier August Viers et, dem Verfasser des Hetzbuches
,,Un Peuple martyr«: »Mein Buch«, hat Vierset danach gesagt, ,,rief in ganz Belgien
Verwunderung und Mißtrauen hervor. Es wurde einfach nicht geglaubt, daß in einer

solchen Nähe ein Volk existiert, von dem einfach nichts bekannt ist. Da erkannte ich erst,
was für Erfolge die Deutschen durch die Fälschung der Geschichte und durch ihre
Organisationsmethoden zu erreichen imstande sind. Und das ist es, warum es hinsichtlich
der lausitzer Wenden notwendig ist, nachdrürklichund unaufhörlich deren Existenz in die
Welt zu posaunen und ihre Leiden zu verkünden, wenn wir wollen, daß jene, die für
das Recht und die GerechtigkeitSorge zu tragen haben, nicht die unterdrückten lausitzer
Wenden vergessen.«

Mit diesen Beispielen soll es genug sein. Wenn auf diese Weise »die lausitzer Frage
in die Welt hinausposaunt«wird, so ist das in der Hauptsache das Werk der tschechischen
,,Gesellschaft der Freunde der Lausitz«. Der Geschäftsführerdieser Gesell-
schaft sagte auf der Generalversammlung am· 22. März d. J. »Im Bemühen, den lausitzer
Wenden Hilfe zu leisten, lassen wir nicht nach; unsere Arbeit werden wir in unver-

mindertem Maße fortsetzen und vor allem der Jnformierung des Aus-
landes über die Verhältnisse in der Lausitz die größte Auf-
m e r k s a m k e i t s ch e n k e n.« Die tschechische,,Gesellschaft der Freunde der Lausitz«
hat bereits in verschiedenen Ländern T o ch t e r g e s e l l s ch a f t e n ins Leben gerufen, so
in Frankreich, Polen, Südslawien und anscheinend auch in England.

Daraus geht hervor, daß es das Ziel der tschechischenArbeit ist, die Weltmeinung
systematisch zu dem Glauben zu erziehen, daß es notwendig sei, die Lausitzer von der

deutschen ,,Bedrückung«zu befreien, und das heißt nach dem tschechischenSprachgebrauch:
die Lausitz mit dem tschechischenStaat zu vereinen. Diese Forderung wurde ja schon
bei den Verhandlungen über das Versailler Diktat nachdrürklichvon der amtlichen
tschechischen Vertretung erhoben, damals allerdings ohne Erfolg. Einer der Gründe

dafür, daß einzelne, durchaus nicht etwa alle Ententevertreter damals auf die tschechischen
Wünsche nicht eingingen, war, daß die Zahl der wendisch sprechenden Menschen als zu
gering erachtet wurde, um eine Losreißungvon Deutschland rechtfertigen zu können.

Jn den Kreisen der führenden tschechischen Nationalisten hat man aus dem

damaligen Mißerfolg anscheinend gelernt. Seit einiger Zeit spricht man nämlich nicht
mehr so sehr von den ,,Wenden" oder ,,Sorben«, sondern von den »Lausitzern«schlechthin.
Man sagt also nicht mehr: ,,wendischer" Verein und ,,wendische" Presse sondern »lau-
sitzer«Verein und »lausitzer«Presse. Ebenso bezeichnet man die Bewohner der Lausitz
nicht mehr als ,,wendisch sprechende«,sondern als ,,lausitzisch sprechende«Menscher-.
Das heißt, daß man ganz planmäßig darauf hinarbeitet, der

Weltöffentlichkeit die gesamte lausitzer Bevölkerung als ,,ger-
m a n i s i e r t e S la tv e n« v o r z u st e l l e n. Die tschechischen territorialcn Forde-
rungen sind in dem seiner Zeit der Entente überreichtenMemorandum festgelegt worden.

Dessen wesentlicher Inhalt ist in der Broschüre von H a n u s K u f f n e r »Unser Staat
und der Weltfriede" wiedergegeben. Danach forderten die Tschechen in Versailles von

Deutschland Gebiete, die durch folgende Linie gekennzeichnetsind: Natibor O.-S., Breslau,
Frankfurt a.O. bis dicht vor Berlin, Jüterbog, Niesa, Dresden, Dohna, Marienberg,
Hof, Negensburg, Passau! Eine solche Grenze ist damals nicht etwa von einem einzelnen
Phantasten, sondern mit aller Ernsthaftigkeit von der autorisierten Vertretung des

tschechischenStaates als die ,,gerechte Lösung« angesprochen worden. Es ist begreiflich,
daß bei der heutigen veränderten außenpolitischenLage- derartige verbrecherische Pläne
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offiziell nicht mehr vertreten werden. Sie gehören aber nach wie vor zum gebräuch-
lichen Gedankengut nicht nur führender tschechischer Nationalisten, sondern des über-

wiegenden Teiles des tschechischenVolkes. Jmmer wieder werden sie, wenn auch meist
schamhaft verhüllt, zur Debatte gestellt. Jmmer wieder wird vor allem von den ,,uner-

lösten slawischen Brüdern in der Lausitz« gesprochen. Und immer wieder erscheinen
Bücher wie die im vergangenen Jahre veröffentlichteBroschüre des tschechischenStaats-

rechtlers Jan Kapras »Die Lausitz und der tschechischeStaat«, in der dieser den

Versuch unternimmt, den tschechischen Anspruch auf die Lausitz ,,staatsrechtlich«zu
untermauern.

Den tschechischenBehauptungen über das Volkstum der Lausttz genügt es, folgende
Tatsachen entgegenzustellen. Das ganze Gebiet war von der Steinzeit an, durch die

Bronzezeit und die Eisenzeit bis in das 7. Jahrhundert hinein nach den Ergebnissen
einwandfreier wissenschaftlicher Forschung von Menschen besiedelt, die mit Bestimmtheit
keine Slawen waren. 5000 Jahre, über die Bodenfunde und geschichtlicheZeugnisse
berichten, waren vergangen, ehe zum ersten Male Menschen slawischen Stammes in

der Lausitzauftauchten. Selbst ein so starker Deutschengegner wie IRasa ry k mußte
dies anerkennen; schreibt er doch in seinem Buche »Das neue Europa«: ,,Nach den

neuesten Forschungen werden die noch geschlossen siedelnden Slawen in das Gebiet

nördlich der Karpathen, etwa von Warschau und Krakau bis nach Kiew,
verlegt. Von hier aus mögen sie im 2. Jahrhundert n. Chr. ihre Wanderungen begonnen
haben.« Die Bodenfunde in der Lausitzergeben eindeutig, daß e r st im 8. u n d 9. J a h r-

hundert von einer

fläZenhafteuslawischen Besiedlung in«

einigen eng umgrenzten eilgebieten der Lausitz die Rede sein kann.

Und selbst in diesen ist es mangels einer tragenden Führerschicht niemals
zu einer zusammenfassenden Staatsbildung gekommen. So ist es verständlich,daß die.

deutsche Wiederbesiedelung die Lausitz sehr bald dem deutschen Volke restlos zurück-
zugewinnen vermochte· Deutsche waren es, die erstmalig die Wälder rodeten, den Boden

urbar machten, Dörfer und Städte bauten. Noch immer aber ist es so gewesen, daß
der, der den Boden durch seine Arbeit gewinnt und fruchtbar
macht, allein ein »historisches Recht«" auf diesen Boden besitzt.

Daran können auch die territorialen Verträge zwischen vergangenen Dynaslien nichts
ändern, die es mit brachten, daß die Lausitz vorübergehend als Lehen zur böhmischen
Krone kam. Jhre Rückkehr zu Sachsen im Jahre 1635 als eine ,,Abreißung
vom tschechischenStaate« zu bezeichnen, ist ein völliger Mißgriff Denn einmal haben
die Lausitzerselbst niemals in irgendeiner, auch noch so losen Verbindung zum tsch e chi-
sch e n Volkstum gestanden; und außerdem hat Böhmen, als die Lausitz zu ihm gehörte,
ja selber einen Teil des Deutschen Reiches gebildet, so daß der König von Böhmen die

Lausitz lediglich als deutscher Reichsfürst als Lehen zugesprochen erhielt. Die zeitweilige
Verbindung der Lausitz mit der böhmischenKrone war ausschließlich eine dynastifche
Angelegenheit, der keinerlei volkspolitische Bedeutung zukam. Wie es schon in früheren
Jahrhunderten um das völkischeBewußtsein der lausitzer Menschen bestellt war, das

haben eindeutig die Hussiten kriege gezeigt: Damals, also zu einer Zeit, in der der

tschechischeNationalismus zum ersten Male mit seinen Eroberungsgelüsten in deutsche
Lande einbrach, hätte die Bevölkerung der Lausitz ungehindert zur ,,slawischen Mutter

zurückkehren«können, — wie heute die sentimentale tschechischeRedensart lautet. Statt

dessen aber setzte sich die ganze Bevölkerung der Lausitz wie ein Mann gegen die

tschechischenRaubzüge zur Wehr.
INaßgebend für territoriale Forderungen, die heute erhoben werden, können

übrigens niemals längst verstaubte .Verträge und längst überholte Ereignisse sein.
Ausschlaggebendkann immer nur die Lage der Gegenwart sein. Diese spricht aber völlig
klar und eindeutig geg en die Tschechen. Jn der tschechischenund sonstigen deutschfeind-
lichen Presse wird immer wieder von 150 bis 200 000 ,,Wenden« in der Lausitz gesprochen.
Jn Wirklichkeit sind schon bei der Volkszählung von 1925 nur noch 70000 wendisch-
s prechende Menschen in der Lausitz festgestellt worden, die folgendermaßenauf die

einzelnen Verwaltungsbezirke verteilt waren: PreußischeNiederlausitz 22 000, Preußische
Oberlausitz 20000 und SächsischeOberlausitz 28000. Seitdem ist die Zahl dieser auch
wendischs pre ch e n d en Deutschen noch beträchtlichgesunken. Sie beträgt heute kaum

noch 7 v. der rund 750 000 Menschen zählendenEinwohner der Lausitz.- Zu diesen
Zahlen ist noch zweierlei zu bemerken: 1. sprechen alle Personen, die in der Statistik als

»wendischsprechend«aufgeführt sind, auch deutsch; der wendische Dialekt wird
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von ihnen nur als Haussprache benutzt und 2. wäre es völlig verfehlt,
den hier als wendischsprechend angeführten Bewohnern der

Lausitz ihr Deutschtum absprechen zu wollen. Jhr immer wieder durch
Taten unter Beweis gestelltes Bekenntnis zur deutschen Volksgemeinschaftist f o v ö l l i g
ü b e r je d e m Z we i f e l e r h a b e n , daß es müßigwäre, darüber überhaupt auch nur

ein Wort zu verlieren.
Nur zwei Tatsachen seien verzeichnet: Der im Jahre 1918 von einem in tschechischem

Solde stehenden sogen. ,,Wendischen Nationalrat« unternommene Versuch, einen Anschluß
der Lausitz an die Tschechei,bezw. eine lausitzischeAutonomie zu erreichen, scheiterte an

dem geschlossenen Widerstande der gesamten, und auch gerade der wendischsprechenden
Bevölkerung, die sich mit Abscheu von dem Volksverrat der bezahlten Provokateure
abwandte. Dann unternahmen in der Systemzeit einige Leute, die sich als «Wenden-
führer« firmierten, den Versuch, eine wendische Sokolbewegung auf die Beine zu stellen-
Trotzdem ihnen dabei von keiner Seite auch nur die geringsten Schwierigkeiten in den

Weg gelegt wurden, war das Ergebnis geradezu kläglich:kaum 700 wendischsprechende
Menschen ließen sich dazu verleiten, diese in allslawisrhen Gedankengängen lebende

,,Bewegung« zu unterstützen. Gewiß gibt es einige Leute, die mit dem allslawischen
Gedanken liebäugeln und aus materiellen oder auch aus irgendwelchen romantischen
Gründen ihre Kinder im tschechischenoder polnischen Sinne erziehen, Menschen, die unter

dem Deckmantel der kulturellen Arbeit für »das wendische Volk« ihr politisches Süppchen
zu kochen versuchen. Jn der Bevölkerungaber vermögen sie, sobald nur ihre mehr oder

weniger geschicktenTarnungsversucheeinmal aufgederkt sind, keinen Anhang zu finden.
Die »Gesellschaftder Freunde der Lausitz«muß darüber klar sein, daß ihre freund-

schaftlichen Gefühle in der Lausitz keinen Widerhall finden. Jn der Lausitz selbst verzichtet
man auf alles, was diese aufdringlichen ,,Freunde«zu bieten vermögen. Denn in der

Lausitzweiß man genau, daß sich hinter dieser »Freundschaft«so reale und gewalttätige
.Ziele verbergen, wie Kuffner sie in seiner Broschüre sehr unverblümt mit den Worten

ausgesprochen hat, daß es keine dauernde Freiheit der tschechischenNation geben werde,
»wenn nicht dem bisherigen Gewalttäter (= Deutschland) all das entrissen wird, was er

sich mit Gewalt angeeignet hat und was der Tscheche unerläßlich braucht.«
Das Erstaunlichste un dieser ganzen Agitation um die Lausitz aber ist dies: daß sie von

einem Volke ausgeht, das vor der Geschichtemit dem Verbrechen belastet ist, 394 Milli-
onen Deutsche auf unmenschliche Weise durch Gewalt und Hunger nahezu zugrunde
gerichtet zu haben. Der Anspruch, sich zum Hüter von Recht und Gerechtigkeit aufzu-
werfen, kann einem Volke wie dem tschechischennicht zugebilligt werden. Heinz B rückne r.

Ofilqnd - Chronik
Deutsche Kinder in polnischen Ferienlagernl

Es ist von sachkundiger Seite schon
häufig darauf hingewiesen worden, daß
die Verschickung ,,polnifcher«
Kinder nach olen im Zuge
des deutsch-polnischen Kinder-

austausehes nichts anderes als eine

groß angelegte Polonisierungs-
a k t i o n ist. Es ist festgestellt worden,
daß vom Polenbund alljährlicheine erheb-
liche Anzahl von Kindern wirtschaftlich
schlechtgestellter Eltern, die bisher noch nie-

mals etwas mit der polnischen Volks-

gruppe oder polnischen Organisationen zu
tun gehabt haben, für die Ferienverschirkung
förmlich angeworben werden. N u r e i n

Teil der Kinder, die alljährlich nach
Polen gehen und dort in Lagern oder sonst-
wie untergebracht werden, pflegen von

ihren Eltern aus eigenem Antrieb

zur Verschirkung angemeldet zu werden.
Jmmer sind zahlreiche Kinder dabei, deren

Eltern nur aus wirtschaftlicher
Not den polnischen Werbern ihre Kinder
anvertrauen. Es läßt sich leicht denken,
welches die volkspolitischen Fol-
ge n eines vier- und mehrwöchigenAufent-
haltes solcher Kinder in rein polnischer
Umgebung sind. Fast durchweg kommen

sie zum ersten Mal in ihrem Leben aus

ihrer engen dörflichen Umgebung heraus;
ihre Jugend wird von den Eindrücken der

großen Städte, die ihnen gezeigt werden,
der Pflege, die ihnen zuteil wird, der

nationalpolnischen Propaganda, der sie
ausgesetzt sind, erfüllt. Sie kommen oft
anders zurück, als sie weggefahren sind.
Und was das Wichtigste ist, ihre Eltern

197



fühlen den polnischen Organisationen,
die ihren Kindern zu diesem Ferienaufent-
halt verholfen haben, verpflichtet. Es ist
festgestellt worden, daß solche Kinder

nach ihrer Rückkehr aus der

deutschen in die polnische Schule
umgeschult worden sind. Der

politische Zweck der Verschickung, den die

polnischen Organisationen verfolgen, ist
damit erreicht. Daß das so ist, daß nicht
nur polnische Kinder im Rahmen des

deutschpolnischen Kinderaustausches nach
Polen geschickt werden, hat vor kurzem
ein Bericht des nationaldemokratischen
,,Dziennik Narodowy« beleuchtet. Dort

heißt es, daß die Kinder, die in

diesem Jahre in die Ferien-
kolonien nach Polen gekommen
sind, kaum polnisch sprechen
können, daß sie zumeist deutsche
Vornamen tragen (was auf das

deutsche Volkstumsbekenntnis ihrer Eltern

hindeutet), daß ihnen das Mitsingen der

polnischen Lieder, die-in den Lagern ein-

geübt werden, äußerst schwer falle, u. a. m.

Der Berichterstatter, der mit vielen

dieser Kinder unterhalten hat, erzählt u. a.

einen typischen Fall: Er habe einen der aus

Deutschland gekommenen Jungen gefragt,
ob er polnisch sei, und der Junge habe
diese Frage schlankweg verneint; dann sei
er verlegen geworden und habe zu weinen

begonnen. INan sieht, daß durch eine der-

artige Auswahl der nach Polen verschirkten
Kinder, wie sie die polnischen Organisa-
tionen betreiben, die Jugend in G e -

wissenskonflikte gestürzt wird, die

geeignet sind, ihr das moralische Rückgrat
zu brechen, und eine seelische Ver-
w ü st u n g angerichtet wird, die schwer
verantworten läßt.

Eichendorsf und das Schulkuratorium
Die im vergangenen Jahre eröffnete

deutsche Privatschule in Dir-

srhau, die an die Stelle der von den

Polen zwangsweise geschlossenen deutschen
Schulen getreten ist, wurde bei ihrer Ein-

weihung nach dem Dichter Joseph v o n

Eichendorff genannt. Gegen diese
Namensgebung hat nun das Schulkura-
torium in Posen Einspruch erhoben, und

zwar mit der sonderbaren Begründung,
daß der Name dieses Patrons nicht der

erzieherischen Aufgabe der Schule ent-

spreche, daß vielmehr nur eine Persönlich-
keit in Frage kommen könne, »die ent-

weder um die Jdee der deutsch-polnischen
Verständigung verdient gemacht hat, oder

aber eine Persönlichkeitaus der Literatur
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oder dem kulturellen Leben is ". Man wird

nicht bestreiten können, daß Eichendorff,
der Schöpfer der romantischen Dichtung in

Deutschland, der erste dichterische Gestalter
des oberschlesischenLandes, der bedeutendste
Vertreter einer deutschen Literaturepoche,
die auch auf das polnische und das

slawische Geistesleben überhaupt stark ein-

gewirkt hat, ,,eine Persönlichkeit aus-der
Literatur oder dem kulturellen Leben« ist;
Daß das Posener Schulkuratorium so
wenig von Eichendorff weiß, muß man

gerade bei diesem Gremium als einen höchst
bedauerlichen Mangel an Allgemeinbildung
bezeichnen. Die Deutsche Akademie in

München wird dem Kuratorium vielleicht
einmal Eichendorffs gesammelte Werke zur

gelegentlichen Kenntnisnahme zuleiten.
Wenn dieses Gremium dann trotzdem noch
der Ansicht sein sollte, daß Eichendorff nicht
würdig ist, einer deutschen Schule als

Patron zu dienen, so könnte man ihm ja-
verschiedene andere Vorschläge machen.
Als passend könnte man z. B· ja auch den

Namen des deutschen Meisters Veit

Stoß empfehlen, dessen bedeutendstes
Kunstwerk, der Altar der Marienkirche in

Krakau, auch im heutigen Polen so allge-
mein geschätztwird, daß manche Kreise den

Wunsch verspüren, den Deutschen Veit

Stoß in einen ,,polnischen Wit Stwosz« zu
verwandeln. Man könnte aber auch z.B.
an den Namen von Hertzbergs denken,
der als AußenministerFriedrich des Großen
jenes Bündnis mit Polen abschloß, durch
das er diesen untergehenden Staat zum

letzten Male vor der Zerschlagung durch-
den russischen Zarismus zu retten versuchte,
ein Bündnis, daß freilich ohne Erfolg
bleiben mußte, weil der innere Zerfall
Polens damals schon zu weit fortgeschritten
war, um noch durch den politischen Bei-

stand eines anderen Staates gerettet werden

zu können. Vielleicht käme auch der Name

des Posener Oberpräsidentenvo n Flott-
w e ll in Frage, der zwar den ungezügelten
und reaktionären polnischen Adel ein wenig
hart angefaßt hat, dem man aber nicht
bestreiten kann, daß er durch seine Tätigkeit
die Grundlagen des sozialen und kulturellen

Aufstiegs des polnischen Bauerntutns in

Posen gelegt hat. Die Auswahl passender
Namen ist groß. Aber vielleicht denkt

das Posener Schulkuratorium an einen ganz
anderen Menschentyp, wenn es von der

»Jdee der deutsch-polnischenVerständigung«
spricht: vielleicht denkt es an einen Men-

schentyp, der durch den Namen des Her-
ausgebers des ,,Kurjer Poznanski", Leit-

geber, hinreichend gekennzeichnetist-.



Deutsch-polnischerJugendaustausch
Die im vergangenen Jahre von der

Hitlerjugend aufgenommene Fühlung mit

polnischen Jugendorganisationen (Aus-
tauschsendungen im Rundfunk usw.) ist in

letzter Zeit fortgeführt worden. Jm Juli
wird eine Gruppe der Hitlerjugend
für drei Wochen an einem Zeltlager der

Ymka, einer polnischen christlichen Stu-

dentenvereinigung, teilnehmen. Jm An-

schluß daran wird eine Ymka-Gruppe ein

Zeltlager der Hitlerjugend bei Frankfurt
am Niain besuchen. Weiterhin ist ein

Segelfliegeraustausch in Aus-

sicht genommen. Auch wird eine Vertretung
der akademischen ,,Liga zur Förderung der

internationalen Annäherung« an der

Kulturtagung der Reichsju-
gendführung in Heidelberg
teilnehmen. Ebenso wird der Welt-

kongreß für Freizeit und Er-

h o l u n g in Hamburg von polnischen
Jugendvertretern besucht werden. Die ein-

schlägigenBesprechungen mit den polnischen
Jugendführerkreisenwurden in Warschau,

Posen und Kattowitz von Gebietsführer
Schulze geführt.

Verbotene deutsche Bücher
Bei wiederholten behördlichen Revisi-

onen in der Deutschen Bücherei in Posen
wurden in letzter Zeit folgende d e u t s ch e-

Bücher beschlagnahmt: Werner

Beumelburg: »Deutschland in Ketten«,
Erich Czech-Jochberg: »Hitler« und

»DeutscheGeschichte — nationalsozialistisch
gesehen«,Gottfried F e d e r , »Das Pro-
gramm der NSDAP. und seine weltan--

schaulichen Grundgedanken«,Otto D i e -.

trich: »Mit Hitler in die Macht«-, Arnold
K r i e g e r : »Das Blut der Lysa Gora«,
Stanislaus M o r n i k : ,,Polens Kampf
gegen seine- nichtpolnischen Volksgruppen«,
Alfred R o s e n b e r g : »Der Mythus des-

20.Jahrhunderts« und »Blut und Ehre«,.
schließlichKarl S ch e n z i n g e r : »Der-
Hitlerjunge Quex«. Die Beschlagnahmun-
gen erfolgten, obwohl die polnischen Be--

hörden bisher noch keine Liste der ver-.

botenen Bücher veröffentlichthaben.

Bücher über den Osten
Der Deutsche Osten. Seine Geschichte,sein

Wesen und seine Aufgaben. Unter diesem
Titel erschien vor kurzem im Propyläen-
Verlag, Berlin, ein umsangreiches Werk.

(Herausgegeben von Karl C. Thalheim
und A. Hillen Ziegfeld. 624 Seiten.
Preis brosch. 22 Æ»Ø, Ganzleinen 26 Watt-
Halbleder 29 Eos-. Mit 29 Kunstdruckbei-
lagen und mehreren hundert Bildern und

Karten im Text.) Das Buch, an dem 22 meist
namhafte Kenner des Ostens mitgewirkt haben,
könnte nach dem Aufwand an Arbeit und

Mitteln, die darauf verwandt worden« sind,
wohl als das Standardwerk über den deutschen
Osten ausgesprochen werden. GewisseSchwächen,
die dem Buch anhaften, verbieten es aber, ihm
diese Geltung zuzusprechen. Wenn nachstehend
diese Schwächen erwähnt werden sollen, so be-
deutet das nicht, daß das Buch völlig abgelehnt
werden soll. Es muß im Gegenteil festge-
stellt werden, daß die einzelnen
Beiträge in- dem, was sie enthalten,
zumeist einer kritischen Betrach-
tung standhalten können. Sie bieten
in ihrer Gesamtheit eine überwältigendeFülle
von Material, einen Reichtum an Wissen, wie

er in einem anderen Buche über den deutschen
Osten bisher wohl kaum
worden ist. Auf alle einzelnen Beiträge einzu-
gehen, ist hier nicht der Raum. Nur einzelne
seien erwähnt: Max Hildebert Boehm stellt
den Zusammenbruch des deutschen Volkes im

Osten in einen weitgefaßten geschichtlichen
Rahmen hinein. Erich Lindow gibt eine straff
zusammengeraffte Darstellung des durch die

zusammengestellt
·

’

beschränkt

Jahrhunderte dauernden Kampfes zwischen-
Danzig und Polen. Rudolf Grau bringt sorg-
fältig formulierte Betrachtungen über die

rassischen Grundlagen des ostdeutschen Volks-.
tums. Hermann Aubin und Erich Maschke
geben einen gut durchgearbeiteten Aufriß der-

ostdeutschen Geschichte. Usf.
Es wäre Aufgabe der Herausgeber gewesen-,

dafür zu sorgen, daß die Beiträge der 20

anderen Mitarbeiter nach sachlicher Abgrenzung
und politischer Haltung auf einander abgestimmt
werden. Die Gefahr der Uneinheitlichkeit, an-

der die meisten größeren Sammelwerke zu

scheitern pflegen, haben die Herausgeber jedoch-
nicht genügend beachtet.

i. Fast jeder der Mitarbeiter hat für die Ab-

grenzung des Raumes, den er unter dem Be-

griff »Deutscher Osten« verstanden
wissen will, eine andere Formel gefunden. Paul
Fechter sagt in seiner Arbeit über das ost-
deutsche Volkstum, daß »der eigentliche Osten«
erst östlich der Weichsel beginne, und schließt
demgemäß fast ausschließlich das Volkstum

Ostpreußens in den Kreis seiner Betrachtungen
ein. Gustav Aubin legt in seiner Darstellung
der ostdeutschen Wirtschaftsgeschichte die Trave-
Elbe-Saale-Linie als die Westgrenze Ostdeutsch-
lands fest, während Karl Thalheim in seinem
Beitrag über die ostdeutsche Wirtschaft der

Gegenwart das Land und die Provinz Sachsen,
auch soweit sie östlich der genannten Linie

liegen, als »nicht ostdeutsch«aus seiner Betrach-
tung herausninnnt. Friedrich Andreae wiederum

seine Darstellung des ostdeutschen
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Geisteslebens in der Hauptsache auf Ostpreußen
und Schlesien und greift von dort aus auch
nebenbei auf Mecklenburg, Pommern und

Brandenburg über. Usw. Diese verschieden-
artige räumliche Abgrenzung läßt sich in jedem
Sonderfalle vielleicht mehr oder weniger über-
zeugend begründen; in dem vorliegenden Werk
aber führt dieses Nebeneinander dazu, daß der

eigentliche Zweck des Buches: eine allseitige
Darstellung des gesamten deutschen Osten zu

geben, nicht erreicht wird. Man fkllgk sich ZUM

Schluß, was nach der Meinung der Heraus-
geber nun eigentlich ,,Ostdeutschland«ist. Der

auf der programmatischen Kartenskizze von

Hillen Ziegfeld umrissene Raum von Ost-
preußen bis Schlesien und von Mecklenburg bis

zur Bayerischen Ostmark wird jedenfalls in

keinem einzigen Beitrag in seinem ganzen Um-

fange erfaßt.
2. Als ein Mangel des Buches muß es auch

bezeichnet werden, daß der ostdeutsche Raum in

Bezug auf seine Abgrenzung nach Osten
hin rein staatlich aufgefaßt worden ist.
Der fruchtbare und außenpolitisch durchaus
unbedenkliche Begriff der deutschen
Kulturlandschaft, den Walter Geisler
seiner Betrachtung über den »Raum Ostdeutsch-
land« zugrundegelegt hat, ist von den anderen

Mitarbeitern, denen er gleichfalls gute Dienste
hätte leisten können, nicht aufgegriffen worden.

So kommt es, daß das Buch auf die sehr nahe-
liegende Frage, was denn nun aus den ab-

getretenen Gebieten wirtschaftlich,
politisch, völkisch und kulturell geworden ist,
keine Antwort erteilt. Diese Gebiete sind volks-

politisch in höchst unzulänglicher Weise in

einem Beitrag von Karl Thalheim über das

,,deutsche Vorfeld« und politisch nebenbei in

der Arbeit von Otto Hoetzsch über die »Mach-
barstaaten im Osten« abgetan worden. Es
kommt noch hinzu, daß das ganze Buch, wenn

man von dem einen kleinen Beitrag von Kurt

Trampler über die Bayerische Ostmark absieht,
den deutschen Südosten überhaupt nicht
beachtet, den sudetendeutschen Raum
nur mit ganz seltenen Seitenblicken erfaßt und

Deutschösterreich, die eigentliche deutsche
Südostmark, fast gar nicht erwähnt. Es hätte
zum mindesten klar herausgestellt werden müssen,
daß der deutsche Osten weder in Passau, noch
in Ratibor endet.

Z. Die Grundhaltung des Buches
wird den Anforderungen nicht gerecht, die an

ein Werk gestellt werden müssen, das den An-.

spruch erheben will, wegbereitend für den Ge-
danken des deutschen Ostens zu sein. Von ein-

zelnen Beiträgen abgesehen, findet das Buch
den Anschluß an die Ge enwart

nicht. Es wird in ihm zu viel eschichte
g etrieben. Max Hildebert Boehm tut das

auch; aber er tut das in seinem geistvollen
Beitrag in einer Weise, die unmittelbar in die

Aufgaben und Problemstellungen der Gegen-
wart hineinweist. Die meisten anderen Mit-
arbeiter sind ihm auf diesem Wege nicht gefolgt.
Sie bleiben zumeist an der Vergangenheit
haften. Das ist es, was die Kattowitzer
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«Polska Zachodnia« dazu veranlaßt hat, da-

von zu sprechen, daß das Buch v o n e i n e r

gewissen Verzichtsstimmung be-

h e r r s ch t ist, — was dieses betont deutsch-
feindliche Blatt mit fühlbarer Schadenfreude
verzeichnet.

Die mehreren hundert B i l d e r u n d

K a r t e n geben dem umfangreichen Werk
einen erfreulichen Ausdruck. Hillen Ziegfeld hat
erneut seine Meisterschaft in der kartenmäßigen
Veranschaulichung geschichtlicher und sonstiger
Tatbestände unter Beweis gestellt.

Zusammenfassend kann noch einmal folgen-
des festgestellt werden: Die einzelnen Bei-
träge sind fast durchweg brauchbar und zuver-

lässig. Jn ihrer Gesamtheit aber füllen sie den

R a h men, der ihnen gestellt ist: ein allseitiges
Bild des ganzen deutschen Ostens zu geben, nicht
aus. Politisch gesehen ist das Buch in der

Hauptsache eine Bilanz des Gewesenen.
DUKredel

Einsam kämpft das Wolgalaud. Ein Be-v

richt aus sieben Jahren Krieg und Revolution
1914 bis 1921. Von Georg Löbsa-ck.
Verlag R. Voigtländer, Leipzig Ci, 1936.-

Preis Leisten 4,50 ÆJL — Es ist in den letzten
Jahren manches über den Untergang der Deut-

schen in der Sowjetunion geschrieben worden.

Aber fast stets hat es sich dabei nur um die

Darstellung äußerer Vorgänge gehandelt; fast
niemals ist das Erleben der Deutschen selbst
dargestellt worden. Das tut Löbsark in seinem
Buche, in dem er die Zeit des Weltkrieges und

des Kriegskommunismus so schildert, wie der

deutsche Kolonist an der Wolga sie erlebt hat,
als ein Mensch, der ebenso an seinem Volks-
tum festhält wie er Rußland liebt. Löbsark
bietet tiefe Einblicke in das Wesen der ruß-
landdeutschen Menschen; er schildert, wie sie,
bis sie der Hunger zu vielen Zehntausenden um-

warf, immer wieder versuchten, ihr Kolonisten-
tum und ihr Deutschtum gegen Verfolgung und

Unterdrückung,gegen Kriegspsychose und Bol-

srhewismus zu behaupten. Sein Buch ist ein

Erlebnisbericht, der öfters in geschichtliche Er-

eignisse zurürkgreift, von wirtschaftlichen und

politischen Vorgängen erzählt, über volkskund-

liche Dinge berichtet, die handelnden Menschen
in ihrer Ganzheit erfaßt und so die große
Tragödie des Unterganges eines Teiles des

deutschen Volkes behandelt. Es gibt kaum ein

anderes Buch, das dem ,,Deutschländer« den

Wolgakolonisten innerlich so nahe zu bringen
vermag. Dr.K.

Berichtigung. Jn »Ostland" Folge 13,
Seite 470, 10. Zeile von unten ist ein

Druckfehler unterlaufen: es muß, wie sich
aus dem Zusammenhang ergibt, heißen:
»Die antirevisivnistische Zielsetzung der

Kleinen Entente ist für Südslawien bei

weitem nicht mehr so aktuell, wie es Prag
und Bukarest gern wahr haben
möchten.«


